
Kriminalität durch Zuwanderer in Schleswig-Holstein 

Hintergrund: Das Thema Kriminalität durch Zuwanderer ist insbesondere vor dem Hintergrund des 

starken Flüchtlingszustroms in den Jahren 2015 und 2016 von großem Interesse für die 

Sicherheitsbehörden und die Öffentlichkeit. Schätzungen über das Ausmaß der 

Kriminalitätsbelastung von nichtdeutschen Personen sind jedoch mit erheblichen methodischen 

Hindernissen verbunden. Ein Hauptproblem besteht darin, dass ein großer Teil der nichtdeutschen 

Tatverdächtigen nicht zur Wohnbevölkerung gehört, sondern beispielsweise Durchreisende, 

Grenzpendler oder Touristen darstellt. Aus diesem Grund lassen sich Tatverdächtigenbelastungs-

zahlen (TVBZ) für Nichtdeutsche mit den der PKS zugrundeliegenden Informationen nicht valide 

bestimmen. Auch in den bisherigen wissenschaftlichen Studien zur Kriminalitätsbelastung von 

Nichtdeutschen blieb dieses Problem bislang methodisch weitgehend unberücksichtigt. 

Methode: Das Landeskriminalamt Schleswig-Holstein hat das Kriminologische Forschungsinstitut 

Niedersachsen (KFN) mit einer Untersuchung beauftragt, welche den oben genannten methodischen 

Schwierigkeiten weitgehend Rechnung trägt. Ziel der Untersuchung war die Analyse der 

Kriminalitätsbelastung, der Delikt- und Opferstrukturen sowie der Mehrfach- und 

Intensivtäterschaften von in Schleswig-Holstein registrierten Nichtdeutschen für den Zeitraum von 

2013 bis 2016. Hierbei wurden auch die unterschiedlichen Alters- und Geschlechterverteilungen als 

kriminogene Einflussfaktoren rechnerisch berücksichtigt. Für die Analysen wurden Informationen aus 

den Datenbanken des polizeilichen Vorgangsbearbeitungssystems, der Ausländerbehörden und der 

Polizeilichen Kriminalstatistik auf Personenebene zusammengeführt. 

In Anlehnung an die TVBZ wurde ein Maß für die Kriminalitätsbelastung erstellt, welches direkte 

Vergleiche zu der Kriminalitätsbelastung der in Schleswig-Holstein gemeldeten Deutschen ermöglicht. 

Ausländerrechtliche Delikte wurden bei der Berechnung dieses Maßes, welches als 

Tatverdächtigenrate bezeichnet wird, ausgeklammert. 

Ergebnisse: Im Jahr 2013 zeigte sich für die registrierte nichtdeutsche Bevölkerung eine 2,0-fach 

höhere Tatverdächtigenrate gegenüber der deutschen Meldebevölkerung. Dieser Faktor ist zum Jahr 

2016 auf 2,3 angestiegen. Durch eine mathematische Anpassung der Altersstruktur relativiert sich 

das Ungleichverhältnis zwischen Deutschen und Nichtdeutschen jedoch deutlich. Würden die 

Nichtdeutschen die gleiche Altersstruktur aufweisen wie die Deutschen, läge die 

Kriminalitätsbelastung der Nichtdeutschen in den Jahren 2013 bis 2016 noch um das 1,6-bis 1,8-

fache höher als bei den Deutschen. Die Berücksichtigung der Geschlechterverteilung führt ebenfalls 

zu einer Reduktion der Unterschiede zwischen Deutschen und Nichtdeutschen, hat jedoch einen 

wesentlich geringeren Einfluss als die Berücksichtigung des Alters. 

Als weitere Gründe für die höhere Kriminalitätsbelastung von Nichtdeutschen kommen unter 

anderem ein tendenziell geringerer sozioökonomischer Status, geringere gesellschaftliche 

Teilhabechancen, sowie eine Überrepräsentation nichtdeutscher Personen in urbanen Gebieten mit 

mehr Tatgelegenheiten in Frage. Zudem könnte auch eine erhöhte Anzeigewahrscheinlichkeit 

gegenüber Nichtdeutsche einen Verzerrungsfaktor darstellen. 

Die Untersuchung der Deliktstrukturen unter den Nichtdeutschen zeigte in den Jahren von 2013 bis 

2016 eine leichte Steigerung der Tatverdächtigenrate im Bereich der Rohheitsdelikte. Ebenfalls eine 

Zunahme in diesem Zeitraum verzeichnen die Sexualdelikte, wobei dieser Trend aufgrund der 

Seltenheit entsprechender Delikte mit großer Vorsicht interpretiert werden muss, da bereits wenige 



Vorfälle zu deutlichen Schwankungen der Tatverdächtigenraten führen. Eine deutliche Steigerung 

ließ sich im Bereich des einfachen Diebstahls feststellen. Eine Abnahme ergab sich hingegen für 

Rauschgiftdelikte sowie für Vermögens- und Fälschungsdelikte.  

Zudem zeigte sich unter den Nichtdeutschen im Zeitraum von 2013 zu 2016 ein leichter Anstieg an 

Personen, die wiederholt polizeilich als Tatverdächtige registriert wurden: von 0,76 Prozent auf 0,82 

Prozent. Dies resultiert vermutlich aus dem starken Zuwachs des Bevölkerungsanteils der 

Jugendlichen und Heranwachsenden über diesen Zeitraum. Diese Bevölkerungsgruppe eist sowohl in 

der deutschen als auch in der nichtdeutschen Bevölkerung die höchsten Mehrfachtäterquoten auf. 

Der Anteil derjenigen, die öfter als vier Mal innerhalb eines Jahres als Tatverdächtige in Erscheinung 

traten, blieb unter den Nichtdeutschen von 2013 zu 2016 hingegen stabil bei 0,1 Prozent. 

Es zeigt sich, dass die Opfer von Straftaten, für die nichtdeutsche Personen als Tatverdächtige 

ermittelt wurden, mehrheitlich ebenfalls Nichtdeutsche sind. In 2016 lag dieser Anteil bei 53,8 

Prozent, wobei der Anteil der Nichtdeutschen an der Gesamtbevölkerung in diesem Jahr lediglich 7,9 

Prozent beträgt. Zudem bestand bei einem Großteil der Fälle eine Vorbeziehung zwischen Opfer und 

Täter, was bekanntermaßen auch bei deutschen Tatverdächtigen der Fall ist. 

Zwischen den 12 Herkunftsstaaten, welche in der nichtdeutschen Bevölkerung Schleswig-Holsteins 

am stärksten vertreten sind, ergaben sich deutliche Unterschiede hinsichtlich der 

Tatverdächtigenrate. Bezogen auf die EU-Länder weisen dänische Staatsangehörige mit Abstand die 

geringste Kriminalitätsbelastung auf, wohingegen die höchste Kriminalitätsbelastung für die östlichen 

EU-Staaten Rumänien und Bulgarien besteht. Aus den herkunftsstärksten Nationen im Zuge des 

Flüchtlingszustroms im Jahr 2015 weisen Personen syrischer Staatsangehörigkeit die geringste 

Tatverdächtigenraten auf, gefolgt von Afghanistan und dem Irak.  

Werden auch die nichtdeutschen Tatverdächtigen betrachtet, welche nicht im schleswig-

holsteinischen Ausländerzentralregister registriert sind (wie beispielsweise Durchreisende, Touristen 

und Grenzpendler), verändern sich die Kriminalitätsbelastungen der einzelnen Herkunftsländer 

teilweise erheblich. Ein hoher Anteil an nicht in Schleswig-Holstein wohnhaften nichtdeutschen 

Tatverdächtigen ließ sich insbesondere für die Länder Rumänien, Polen und auch Dänemark 

feststellen, wobei diese nicht zur Meldebevölkerung gehörenden Personengruppen besonders im 

Bereich der Diebstahlsdelikte eine besondere Rolle zu spielen scheinen. 

Implikationen: Die Ergebnisse der Untersuchung können dazu beitragen, die oft ideologisch gefärbte 

Diskussion über die Straffälligkeit von Nichtdeutschen zu objektivieren. Zudem liefert die 

Untersuchung neue Impulse für die politische Auseinandersetzung hinsichtlich der Prävention von 

Kriminalität durch nichtdeutsche Personen, die in der Bunderepublik leben. Diese Impulse betreffen 

nicht nur die Aufgabenfelder der Polizei, sondern implizieren ein gesamtgesellschaftliches und 

vernetztes Agieren u.a. von Akteuren aus den Bereichen Bildung, Soziales, Wirtschaft und Justiz. 
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